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Der lange Schatten Epsteins
holt den britischen Botschafter ein
London zieht Peter Mandelson wegen dessen früherer Nähe zum Sexualstraftäter vom Posten in den USA ab

DAVID SIGNER, LONDON

Am Donnerstag ist Peter Mandelson,
der britische Botschafter in den USA,
von Premierminister Keir Starmer ent-
lassen worden. Der Grund ist ein Schrei-
ben von Mandelson an Jeffrey Epstein.
Darin bezeichnet der heute 71-jährige
Diplomat den verurteilten Sexualstraf-
täterundMultimillionärEpstein,der 2019
tot in seiner Gefängniszelle aufgefunden
wurde, als «besten Kumpel».Der Brief ist
Teil einesGratulationsbuches zuEpsteins
50. Geburtstag im Jahr 2003 mit Glück-
wünschen aus allerWelt.Einer derBriefe,
der in den USA für Kontroversen sorgt,
soll von DonaldTrump stammen.Ameri-
kanischeDemokraten stellten die Samm-
lung mit den fatalen Geburtstagsgrüssen
zumWochenbeginn ins Internet.

Mandelson ist seit Dezember 2024
Botschafter in Washington. Die Verbin-
dung des früheren Labour-Ministers zu

Epstein war bekannt. Über den Mandel-
son-Brief hatte das «Wall Street Journal»
schon im Juli berichtet, öffentlich abruf-
bar ist er jedoch erst jetzt.

Angeblich ahnungslos

InMandelsons zehnseitigemSchreibenan
Epstein sindauchBilderderbeideneinge-
fügt. ImText wird Epstein als «intelligen-
ter, scharfsinniger Mann» beschrieben.
Mandelson habe «viele Stunden» damit
verbracht, auf Epstein zu warten, heisst
es weiter. «Und oft, kaum hatte man sich
daran gewöhnt, ihn um sich zu haben,war
manplötzlichwieder allein.»Es seienaber
stattdesseneinige «interessante»Freunde
zur Unterhaltung da gewesen.

Am Mittwoch veröffentlichte die
Zeitung «The Sun» zudem Zitate aus
E-Mails von Mandelson, in denen er
Epstein kurz vor dessen Verurteilung
zu 18 Monaten Gefängnis im Jahr 2008

aufforderte, für eine vorzeitige Entlas-
sung zu kämpfen. Noch vor dem Haft-
antritt schrieb Mandelson dem Verur-
teilten laut dem britischen Blatt: «Ich
halte grosse Stücke auf Sie.»

Von Starmer erhielt Mandelson vor-
erst noch Rückendeckung, nachdem er
amMittwoch in einem Interview erklärt
hatte, er bedaure zutiefst,Epstein jemals
kennengelernt zu haben. Er sagte auch,
er habe die Verbindung viel länger auf-
rechterhalten, als er es hätte tun sollen.
Zugleich räumte er ein, weil er schwul
sei, seien ihm, im Gegensatz zu anderen
Männern, nie Frauen zugeführt worden
und er habe von der Prostitution und
dem Missbrauch nichts mitbekommen.

Am Donnerstag erklärte Stephen
Doughty, Staatsminister für Europa,
Nordamerika und die britischen Über-
seegebiete, angesichts der zusätzlichen
Informationen in den E-Mails vonMan-
delson habe der Premierminister ihn ge-

beten, ihn als Botschafter abzuberufen.
«Die E-Mails zeigen, dass die Tiefe und
das Ausmass der Beziehung zwischen
Peter Mandelson und Jeffrey Epstein
sich wesentlich von dem unterscheiden,
was zum Zeitpunkt seiner Ernennung
bekannt war», hiess es weiter.

Mandelson ist bereits die zweite be-
kannte Person in Grossbritannien, der
die Verbindungen zu Epstein zum Ver-
hängnis werden. Prinz Andrew darf aus
denselben Gründen schon seit Jahren
keine offiziellen Aufgaben als Mitglied
des Königshauses mehr übernehmen.

Spitzname «Prince of Darkness»

DerSkandal holt Starmer zu einemdenk-
bar schlechtenZeitpunkt ein.AmFreitag
musste er seine Stellvertreterin Angela
Rayner entlassen,diewegeneinerSteuer-
affäre untragbar gewordenwar.Er nahm
daraufhin eine grössere Kabinettsumbil-
dung vor. Starmers Umfragewerte sind
schlecht,underwarmit demVersprechen
eines Neustarts aus den Ferien zurück-
gekehrt.Nunwirft derMandelson-Skan-
dal erneut ein schlechtes Licht auch auf
Starmer.Der Botschafter war eine wich-
tige Figur beimAushandeln desVertrags
zwischenGrossbritannien und denUSA,
in dem hohe Zölle zunächst abgewendet
werden konnten. Zudem wird der ame-
rikanische Präsident Grossbritannien
Mitte Monat besuchen. Da kommt das
auch für Trump heikle Epstein-Thema
höchst ungelegen.

Peter Mandelson ist eine schillernde
Figur in London und ein Stehaufmänn-
chen.1992 war er ins britischeUnterhaus
gewählt worden und stieg zu einem der
engsten Vertrauten von Tony Blair auf.
Er galt als Spin-Doctor und Strippen-
zieher – daher sein Spitzname «Prince
of Darkness» – und war einer der Stra-
tegen beim Übergang der Labour-Par-
tei zu «New Labour». In Blairs Regie-
rung war er unter anderem Handels-
und Industrieminister sowie Nordirland-
minister.Unter Gordon Brown wurde er
Wirtschaftsminister. 2004 bis 2008 war
er in der Europäischen Kommission für
Handelspolitik zuständig. 2008 wurde
er geadelt und Mitglied des Oberhau-
ses. Zweimal musste er aufgrund von
Skandalen zurücktreten, wie es in sei-
nen Kurzbiografien heisst. Nun ist ein
drittes Mal hinzugekommen.

Österreich will
das Kopftuch an
Schulen verbieten
Erhebliche Zweifel an der
Verfassungsmässigkeit der Vorlage

MERET BAUMANN

MusliminnenmitKopftuch sind inÖster-
reichs StrassenbildAlltag, und vermehrt
sind es auch junge bis sehr junge Mäd-
chen, die das Kleidungsstück als Zei-
chen ihrer Religiosität tragen. Offizielle
Zahlen dazu gibt es zwar nicht.Aber der
Direktor einer Mittelschule in einem
Wiener Aussenbezirk erklärte diese
Woche in einer ORF-Diskussion, rund
dieHälfte dermuslimischenMädchen in
seiner Einrichtung trügen Kopftuch, pro
Klasse seien es mehrere. Er sprach von
einem«massivenAnstieg» in den letzten
Jahren. Immer öfter seien es sogar schon
Primarschülerinnen, die sich verhüllten.

Es ist ein Zeichen einer rigiden Aus-
legung der Religion, denn selbst Islam-
gelehrte, die aus dem Koran eine Pflicht
zum sogenannten Hijab ableiten, ver-
langen diesen erst für geschlechtsreife
Frauen. Österreichs Regierung will des-
halb gegen das Phänomen vorgehen und
hat am Mittwoch ein Kopftuchverbot
an Schulen für Mädchen unter vierzehn
Jahren beschlossen.Es soll im Februar in
Kraft treten und sowohl für öffentliche
wieprivateBildungseinrichtungengelten.

«Zeichen der Unterdrückung»

Die zuständige Integrationsministerin
Claudia Plakolm von der konservati-
ven ÖVP nannte den Schleier ein «Zei-
chen der Unterdrückung». Gerade im
geschützten Rahmen der Schule müss-
ten Werte wie Gleichberechtigung und
Freiheit gelebt werden.Die Massnahme
ist ein Kernanliegen ihrer Partei, aber
anders als noch vor einigen Jahren inzwi-
schen weitgehend unbestritten. Die bei-
den Koalitionspartner, die Sozialdemo-
kraten und die liberale Partei Neos, be-
tonen dabei vor allem das Selbstbestim-
mungsrecht von Mädchen. Kopftücher
bei Kindern seien kein Randphänomen
mehr, sagte der Neos-Fraktionschef.

Das gilt vor allem fürWien, wo Mus-
lime an den Pflichtschulen inzwischen
die grösste religiöse Gruppe bilden.
Schon seit Jahren wird eine strengere
Auslegung des Islams beobachtet. Oft
kommt das gar nicht vom Elternhaus,
sondern erfolgt aus einem Gruppen-
druck. Kinder und Jugendliche halten
sich gegenseitig zur Einhaltung der Re-
geln an und bezeichnen diejenigen, die
sich widersetzen, als schlechte Muslime.

Ob das Kopftuchverbot umgesetzt
werden kann, ist allerdings offen. 2019
hatte die damalige Regierung der ÖVP
mit der rechtspopulistischen FPÖ bereits
ein Kopftuchverbot beschlossen, das nur
für Primarschulen gelten sollte und da-
mit weniger weit ging. Der Verfassungs-
gerichtshof sah in dem Gesetz jedoch
einen Verstoss gegen das Gebot der reli-
giösenundweltanschaulichenNeutralität
des Staates.Eine bestimmteReligion,der
Islam,werde ohne ausreichende Begrün-
dung ungleich behandelt. Zudem werde
in die Religionsfreiheit eingegriffen.

Kreuz und Kippa nicht tangiert

DieseVorbehalte treffenauchaufdieneue
Vorlage zu.Auch wenn Plakolm mit dem
Kindeswohl argumentiert, das ebenfalls
imVerfassungsrang stehe.Sie verweist da-
für auf eineStudie ausFrankreich,wonach
dasVerbot religiöser Symbole an Schulen
zu besseren Bildungschancen von Mäd-
chen geführt habe. Ein solches Vorgehen
sei deshalb gerade nicht diskriminierend.

Zu der französischen Regelung gibt
es aber einen erheblichen Unterschied:
Die nun von der Regierung erarbei-
teteVorlage sieht neuerlich keinVerbot
aller religiösen Symbole vor, was verfas-
sungsrechtlich weniger problematisch
wäre. Das Kreuz an derWand des Klas-
senzimmers oder die jüdische Kippa zu
untersagen, ist für die christliche ÖVP
undenkbar. Verfassungsrechtler sind
deshalb skeptisch, ob das Gesetz Be-
stand haben wird. Die Islamische Glau-
bensgemeinschaft (IGGÖ) kündigte be-
reits an, die Konformität mit denGrund-
rechten zu prüfen und allenfalls recht-
liche Schritte einzuleiten.

Oberstes Gericht wird Bolsonaro wohl verurteilen
Drei von fünf Mitgliedern des Gremiums halten den ehemaligen Präsidenten für schuldig – Luiz Fux sieht es anders

ALEXANDER BUSCH, SALVADOR / (DPA)

In Brasilien deutet sich eine Verurtei-
lung des Ex-Präsidenten Jair Bolso-
naro wegen eines versuchten Staats-
streichs an. Drei der fünf Richter des
Obersten Bundesgerichts stimmten bei
Beratungen bereits für einen Schuld-
spruch, wie die Live-TV-Übertragung
zeigte. Sie hätten damit eine Mehrheit
im Gericht. Die Richter können ihre
Entscheidung bis zur erwarteten Ur-
teilsverkündung an diesem Freitag je-
doch noch ändern.

Sollte es bei einer Mehrheit bleiben,
wäre Bolsonaro der erste Präsident Bra-
siliens, der nach seiner Amtszeit wegen
versuchten Staatsstreichs verurteilt wird.
Dem 70-Jährigen drohen bis zu 43 Jahre
Haft. Aufgrund seines Alters und ge-
sundheitlicher Probleme nach einem
Attentat käme auch ein Hausarrest in
Betracht.

Am Mittwoch hatte ein viertes Mit-
glied des Obersten Gerichts, der 72-jäh-
rige Luiz Fux, sowohl den früheren Prä-
sidenten als auch fünf seiner Mitstreiter
überraschend in allen fünfAnklagepunk-
ten freigesprochen. In seinen dreizehn
Stunden dauernden Ausführungen er-
klärte er, das Oberste Gericht sei nicht

der richtige Ort für das Verfahren. Die-
ses müsse von einem niedrigeren Ge-
richt verhandelt werden, da Bolsonaro
nicht mehr Präsident sei.

Eine abrupte Kehrtwende

Bolsonaros Anhänger, seine Fami-
lie, seine Verteidiger – sie alle konnten
ihr Glück kaum fassen. In den sozia-
len Netzwerken in den USA und Brasi-
lien überboten sich seine Fans mit Lob-
preisungen des Richters. Sie schöpf-
ten Hoffnung, dass Bolsonaro bald frei-
kommt und im nächsten Jahr wieder für
das Präsidentenamt kandidieren kann.
Diese Hoffnungen wurden amDonners-
tag dann jäh geknickt.

Am Urteil Fux’ gab es starke Kritik.
Er sei in seiner Begründung weit über
die Forderungen der Verteidigung hin-
ausgegangen, hiess es in Kreisen kri-
tischer Juristen. Er habe dabei seine
eigene bisherige Rechtsprechung um
180 Grad gedreht. Denn Fux gilt sonst
als «Richter Gnadenlos». Bei den Urtei-
len gegen mehrere tausendVandalen, die
am 8. Januar 2022 das Regierungsvier-
tel in Brasilia gestürmt hatten, um einen
militärischen Ausnahmezustand zu pro-
vozieren, verhängte er Höchststrafen.

Die Drahtzieher dagegen verschone er
nun, so die Kritiker.

Die Ausführungen von Fux waren
auch sonst wenig überzeugend. Er be-
fand sowohl Bolsonaros persönlichen
Adjutanten wie auch den Leiter des Prä-
sidialamtes der Beteiligung am versuch-
ten Umsturz für schuldig. Doch Bolso-
naro, ihr Chef, soll davon nichts mit-
bekommen haben. Überhaupt sei ein
Putsch gar nicht möglich gewesen.Denn
Bolsonaro sei zu dem Zeitpunkt immer
noch im Amt gewesen und hätte damit
gegen sich selbst geputscht. Das Mord-
komplott gegen den gewählten Präsi-
denten Lula da Silva, seinen Vize und
den Richter Alexandre de Moraes –
ein Hirngespinst, schliesslich habe es
keineWaffen gegeben. Bolsonaros stän-
dige Attacken gegen das digitale Wahl-
system: grossmäuliges Gerede – sonst
nichts. Der im Präsidentenpalast ausge-
druckte Mordplan? Dieser sei ja nicht
weiter ausgeführt worden.

Steilpass Richtung Washington

Sind es Fux’ bekannte Eitelkeit und sein
Wunsch, immer die erste Geige zu spie-
len, die ihn zu seinen überraschenden
Aussagen bewogen haben? Er unter-

lief auf jeden Fall die Prozessführung
seines Kollegen Moraes. Fux stammt
aus Rio de Janeiro. Seine Hobbys Sur-
fen, E-Gitarre spielen und Jiu-Jitsu pas-
sen zur Stadt am Zuckerhut. Dort hat
er seine Karriere gestartet. Er sass bald
überall am längeren Hebel. An dem
Mannmit der mächtigen schwarzen – in-
zwischen grauen – Haarpracht komme
niemand in Rio vorbei, hiess es bald.
5000Verfahren sollen auf sein Urteil ge-
wartet haben, als er 2011 von der linken
Präsidentin Dilma Rousseff ans Oberste
Gericht berufen wurde.

Für Brasilien könnten einige der Be-
gründungen von Fux noch Probleme
im Konflikt mit den USA bringen.
Trump verlangt, dass die brasilianische
Justiz das Verfahren gegen Bolsonaro,
das er als Hexenjagd bezeichnet, ein-
stellt. Mit seinem Hinweis, dass das
Oberste Gericht im Verfahren gegen
Bolsonaro möglicherweise die Men-
schenrechte verletzt habe, weil die
Verteidigung angeblich nicht frei habe
arbeiten können, liefert FuxTrump nun
eine Steilvorlage. Die USA entzogen
der Mehrheit der Richter am brasilia-
nischen Obersten Gericht schon vor
einem Monat die Visa. Fux wurde da-
bei verschont.

Peter Mandelson hatte schon in mehreren Labour-Regierungen hoheÄmter inne. CARL COURT / GETTY
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Nato-Kanonen gegen russische Spatzen
Auf einen Abnützungskrieg mit riesigen Drohnenschwärmen ist der Westen nicht vorbereitet

VOLKER PABST

Bereits kurz nach dem Vorfall zweifelten
nur wenige seriöse Stimmen daran, dass
Russland in der Nacht auf Mittwoch mit
Absicht eine grössere Zahl von Drohnen
in den polnischen Luftraum hatte fliegen
lassen. Wenn einzelne Fluggeräte den
Luftraum verletzen, ist einVersehen vor-
stellbar. Seit Kriegsbeginn ist dies mehr-
mals in Nato-Staaten sowie der Mol-
dau geschehen, obwohl sich auch da be-
rechtigte Fragen stellten. Bei einer zwei-
stelligen Zahl von Drohnen, die aus der
Ukraine und aus Weissrussland Kurs auf
Polen nehmen, ist der Fall jedoch klar.

Das sieht man auch in den europäi-
schen Hauptstädten so. Am Mittwoch-
abend wiederholte der polnische Aus-
senminister Radoslaw Sikorski, was
sein Regierungschef Donald Tusk be-
reits früher am Tag gesagt hatte: Russ-
land habe absichtlich den polnischen
Luftraum verletzt. Ähnlich äusserte
sich der deutsche Bundeskanzler Fried-
rich Merz. Auch die EU verurteilte am
späten Abend erfrischend deutlich die
absichtliche Verletzung des Luftraums
eines Mitgliedslandes.

Ein russischer Testlauf

Weitgehende Einigkeit herrscht auch
darüber, was Russland mit seiner Aktion
bezweckte. Zwar gibt es nur wenig offi-
zielle Informationen zu den über Polen
abgestürzten oder abgeschossenen

Drohnen.Aus Medienberichten geht je-
doch hervor, dass bisher an keinem der
Fluggeräte Sprengsätze gefunden wor-
den sind. Ausserdem soll es sich zumin-
dest teilweise um Gerbera-Drohnen ge-
handelt haben.

Diese Modelle ähneln äusserlich den
iranischen Shahed-Drohnen und deren
russischer Entsprechung Geran,sind aber
viel billiger und in der Regel nicht mit
einem Sprengsatz versehen. Ihr Haupt-
zweck besteht darin, die ukrainische
Flugabwehr zu überlasten, damit gefähr-
lichere Modelle ihr Ziel erreichen. Das
Schadenspotenzial ist also beschränkt.

Obwohl einige der Drohnen Kurs auf
Orte nahmen, die für die militärische
Unterstützung der Ukraine von Bedeu-
tung sind, wollte Russland keine Ziele
in Polen angreifen, sondern Verunsiche-
rung streuen und schauen, wie die Nato
auf eine solche Provokation reagiert.

«Das war ein Testlauf, wie gut unsere
Frühwarnsysteme funktionieren, wie
lang unsere Reaktionszeit ist», sagt der
ehemalige Kommandant der ameri-
kanischen Streitkräfte in Europa, Ben
Hodges, in einer Stellungnahme gegen-
über mehreren Medien. Die Frage ist, ob
die Nato diesen Test bestanden hat.

Der Generalsekretär Mark Rutte
zeigte sich am Mittwoch «beeindruckt
von der sehr erfolgreichen Reaktion der
Bündnispartner». Neben der polnischen
Luftwaffe waren niederländische Kampf-
jets und ein italienischesAufklärungsflug-
zeug an der Bekämpfung der Drohnen

beteiligt.Auch eine deutsche Patriot-Staf-
fel wurde in Einsatzbereitschaft versetzt.

Unverhältnismässige Mittel

Allerdings werfen die mobilisierten Mit-
tel Fragen auf. Der Einsatz dürfte die
Nato nur an Materialaufwand mehrere
Millionen Euro gekostet haben. Allein
die Luft-Luft-Rakete des Typs AIM-
120C, die laut Aufnahmen von Trüm-
merteilen zumindest gegen eine Drohne
eingesetzt wurde, hat einen Stückpreis
von rund einer Million Dollar. Der Wert
der russischen Fluggeräte beträgt einen
Bruchteil davon. Die Herstellungskos-
ten einer einfachen Gerbera-Drohne lie-
gen bei rund zehntausend Euro.

Bei gelegentlichen Luftraumverlet-
zungen ist ein solches Missverhältnis ver-
kraftbar. In einem Abnützungskrieg mit
Grossangriffen,wie sie in der Ukraine an
der Tagesordnung sind, ist das aber nicht
nachhaltig – und auch nicht praktikabel.
Mit Kampfflugzeugen und Patriot-Sys-
temen allein lassen sich nicht Hunderte
von Drohnen gleichzeitig bekämpfen.

Phillips O’Brien, ein Professor für
strategische Studien an der Universi-
tät St. Andrews in Schottland, schreibt
in seinem Blog, der Vorfall habe erneut
gezeigt, dass die Nato noch immer in
keinem Masse gewappnet sei für einen
russischen Angriff. Der frühere General
Hodges plädiert dringend für den Auf-
bau eines vielschichtigen, flexiblen Flug-
abwehrsystems an der Nato-Ostgrenze

mit Waffen, die an die jeweilige Bedro-
hungslage angepasst sind. Mit einem
Seitenhieb auf Rumänien fordert er zu-
dem alle Nato-Staaten dazu auf, die Ge-
setzeslage in Bezug auf den Abschuss
von Fluggeräten zu klären.

In Rumänien kommt es immer wie-
der zu Verletzungen des Luftraums
durch russische Drohnen, vor allem im
Donaudelta. Inwiefern und unter wel-
chen Bedingungen die Luftwaffe da-
gegen vorgehen darf, ist aber Gegen-
stand eines politischen Streits.

Die Ukraine als Vorbild

Die meisten Experten empfehlen dem
Westen, sich für den Kampf gegen rus-
sische Drohnen die Ukraine zum Vor-
bild zu nehmen. Die teuren Flugabwehr-
systeme wie Patriot werden dort vor allem
gegen Marschflugkörper eingesetzt,wäh-
rend Drohnenschwärme mit mobilen Ein-
heiten und zunehmend auchAbfangdroh-
nen bekämpft werden. Dies ist eine Er-
innerung an die Binsenweisheit, dass die
militärische Zusammenarbeit mit der
Ukraine keine Einbahnstrasse für den
Westen ist.Das überfallene Land ist nicht
nur Empfängerin von Militärhilfe, son-
dern sammelt durch seinen langen Ab-
wehrkampf auch Erfahrungswerte,die für
die Nato von unschätzbarem Wert sind.

Das weiss man in Kiew. Der ukrai-
nische Präsident Wolodimir Selen-
ski bot an, Polen in der Ausbildung für
den Kampf gegen russische Drohnen

zu unterstützen. Gleichzeitig rief er die
Europäer dazu auf, sich an der Finanzie-
rung von Abfangdrohnen zu beteiligen.

«Polens Sicherheit zuerst»

Die polnische Debatte dreht sich der-
weil vor allem um die Fähigkeiten der
eigenen Armee. Laut der Militärzeit-
schrift «Defence24» wurde mit Kano-
nen auf Spatzen geschossen. Zur Be-
kämpfung von Drohnen sollten nur Waf-
fen eingesetzt werden, die günstiger als
ihre Ziele seien. Doch über solche Waf-
fen verfügten die polnischen Streitkräfte
schlicht nicht.

Die politische Opposition schlug in
dieselbe Kerbe. Der Vorsitzende der
ultranationalistischen Konfederacja, Sla-
womir Mentzen, kritisierte in der Parla-
mentsdebatte am Mittwoch, dass Polen
dreieinhalb Jahre Krieg verschlafen und
keine effektive Drohnenabwehr aufge-
baut habe. Der frühere Verteidigungs-
minister der nationalkonservativen PiS,
Mariusz Blaszczak, forderte den Bau
einer Drohnenfabrik in Polen.

Dabei klang unausgesprochen die im
rechten Lager weitverbreitete Kritik an,
dass die Unterstützung der Ukraine auf
Kosten der eigenen Sicherheit gehe. Es
ist nicht auszuschliessen, dass die russi-
sche Provokation auch auf die Vertie-
fung dieser Gräben abzielte. Offene pro-
russische Positionen sind in Polen nicht
salonfähig, die Kritik an der Unterstüt-
zung der Ukraine ist es aber schon.

Trumps Jugendbewegung verliert ihre Ikone
Der 31-jährige Rechtskonservative Charlie Kirk war ein unerschrockener Debattierer

ANDREAS SCHEINER

Schon in der Schule gab sich Charlie
Kirk kämpferisch. «Zusammen können
wir dem Establishment die Macht unse-
rer Generation aufzeigen», schrieb er in
einer von ihm gegründeten Facebook-
Gruppe. Kirk rief zum Widerstand auf:
«Fight the power.»

Der Kampf,um den es ihm damals ging,
war nur eine Posse. Mit dem Establish-
ment meinte der junge Charlie die Mensa.
Dort hatten die Preise für Kekse aufge-
schlagen. «Kekse sind das Highlight der
meisten Schultage», stellte er klar. Aber
plötzlich kosteten sie das Doppelte. Und
die Schüler seien noch nicht einmal ange-
hört worden. «Genug der Manipulation.»

So unerheblich sich der kleine von ihm
angezettelte Aufstand in der Highschool
ausnimmt: Mit dieser frühen Übung in
aktivistischer Mobilmachung scheint
Charlie Kirk auf den Geschmack gekom-
men zu sein. Gut zwölf Jahre später hatte
er sich als die vielleicht wortmächtigste
Stimme einer neuen Generation von jun-
gen Konservativen etabliert.

Vater war Trumps Architekt

«Der grosse, ja legendäre Charlie Kirk
ist tot», schrieb Donald Trump auf Truth
Social nach dem Attentat auf den 31-jäh-
rige Podcaster in Utah. Kirk gehörte zu
den Vertrauten des amerikanischen Prä-
sidenten. Während des Präsidentschafts-
wahlkampfs im vergangenen Jahr soll der
junge Mann in Mar-a-Lago ein und aus
gegangen sein,wie die «Washington Post»
berichtet. Bei Fragen nach möglichen
Kabinettsmitgliedern habe er Einfluss auf
den republikanischen Präsidentschafts-
kandidaten gehabt. Niemand, so fügte
Donald Trump in seinem Social-Media-
Beitrag hinzu, habe die Jugend in den
Vereinigten Staaten von Amerika besser
verstanden als Kirk. «Niemand hatte ein
grösseres Herz für sie als Charlie.»

Charlie Kirk, Jahrgang 1993, wuchs in
einem wohlhabenden Vorort von Chi-
cago auf. Der Weg in den inneren Kreis
von Donald Trump, so könnte man sa-
gen, war buchstäblich vorgezeichnet:
Sein Vater Robert W. Kirk war Mitte
der 1980er Jahre als Architekt am Bau
des Trump Tower in New York beteiligt.

In der Highschool hat sich Kirk nicht
nur als Anführer beim Mensa-Protest
einen Namen gemacht. Mit einem be-
merkenswert elaborierten Meinungsbei-
trag auf dem rechtskonservativen Portal
«Breitbart» bewies der 18-Jährige ökono-
mischen Sachverstand: Er setzte sich mit
Paul Krugmans Wirtschaftslehre ausein-
ander und kritisierte,dass diese im Unter-
richt nicht hinterfragt werde. Kirk soll
auch leidenschaftlich gerne mit Klassen-
kameraden und Lehrern diskutiert haben,
die er als militante Linke betrachtete.

Verheiratet mit einer Ex-Miss

Statt ins College zu gehen, grün-
dete er 2012 die Organisation Turning
Point USA und spezialisierte sich auf
das öffentliche Debattieren mit Studen-

ten aus dem gegnerischen Lager. Vor
Tausenden von Live-Zuschauern schuf
er in den Worten der «Washington Post»
«oft Momente, die viral gingen und ein
Publikum aus dem gesamten politischen
Spektrum in ihren Bann zogen».

Schnell entwickelte sich Turning
Point von einer blossen Studenten-
bewegung, die sich vor allem auf miss-
liebige Diversitätsinitiativen kaprizierte,
zu einer der aktivsten Gruppen rechts
der politischen Mitte. Charlie Kirk – mit
einer ehemaligen Miss Arizona USA
verheiratet, Vater zweier Kinder – galt
bald als einer der eloquentesten, tele-
gensten Vertreter unter Donald Trumps
Make-America-great-again-Adepten.

Dabei wusste er auch mit pronon-
cierten Provokationen auf sich aufmerk-
sam zu machen. Einmal liess er verlaut-

baren, dass er sich ungern in Flugzeuge
mit schwarzen Piloten setze, da er sich
stets frage, ob diese Leute auch fliegen
könnten oder ob sie ihren Job nur aus
diversitätspolitischen Gründen bekom-
men hätten. Dass Frauen in ihren Dreis-
sigern «nicht in ihrer Blüte» stünden,
war noch so eine hanebüchene Bemer-
kung, die ihm Aufregung garantierte.

Doch durfte man Kirk aufgrund sol-
cher Einwürfe nicht als plumpen Provo-
kateur abstempeln. Er wusste sich subs-
tanziell und auch kritisch in die konserva-
tive Politik einzubringen. Gegenüber der
«Washington Post» gab er im Juli zu be-
denken, dass die Republikanische Partei
mehr tun müsse, um die finanziellen Pro-
bleme junger Erwachsener anzugehen.
Mit Sorge betrachtete Kirk den Aufstieg
progressiver Populisten wie Zohran Mam-

dani. Dem demokratischen Bürgermeis-
terkandidaten von NewYork scheint es zu
gelingen,gerade die jüngereWählerschaft
mit selbsterklärt sozialistischen Konzep-
ten zu ködern. Hier wollte Kirk ansetzen.

Kampf um die Generation Z

Seine Generation habe ein massives
Schuldenproblem, sagte er. «Wir müs-
sen liefern.» Er sprach das Lohnniveau
an, das sich verbessern müsse, aber
auch den Mangel an erschwinglicherem
Wohnraum.Um dem «Mamdani-Effekt»
gegenzusteuern,schlug er ein «Marshall-
Plan-ähnliches Programm zum Bau von
zehn Millionen Wohnungen» vor. Ob-
wohl linke Politiker wie Zohran Mam-

dani momentan bei vielen Jungen punk-
ten, war Charlie Kirk optimistisch, dass
es den Republikanern gelingen würde,
die Generation Z für sich zu gewinnen.
Grundsätzlich habe sich diese von der
Demokratischen Partei abgewandt, da-
von war er überzeugt. Er sprach von der
«grössten generationsübergreifenden
Neuausrichtung seit Woodstock».

Noch 2016 habe sich kaum jemand
Junges getraut, sich das rote Trump-
Basecap aufzusetzen. Inzwischen sei
es zu einem Symbol der Hoffnung ge-
worden. Charlie Kirk, der unerschro-
ckene Debattierer, glaubte, dass er das
junge Amerika für sich gewinnen würde.
Wie damals, als es ihm gelungen war,
die Schülerschaft im Kampf gegen die
Mensa zu mobilisieren. Die Kekse sind
dann wieder billiger geworden.

Charlie Kirk wollte die amerikanische Jugend mit Argumenten überzeugen, hier 2024 inWest Palm Beach, Florida. ALEX BRANDON / AP

Obwohl linke Politiker
momentan bei vielen
Jungen punkten, war
Kirk optimistisch, dass
es den Republikanern
gelingen würde,
die Generation Z
für sich zu gewinnen.


